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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 13 R 3/16 BH 
 
L 5 R 267/14 (Hessisches LSG) 
S 9 R 179/14 (SG Kassel) 
 
 
 
…………………………….., 
 
 
 Kläger und Antragsteller, 
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Hessen, 
Städelstraße 28, 60596 Frankfurt am Main, 
 
 Beklagte. 
 

 

 

Der 13. Senat des Bundessozialgerichts hat am 18. Mai 2016 durch den 

Vizepräsidenten   Prof. Dr.  S c h l e g e l    sowie die Richter   Dr.  F i c h t e  

und   Dr.  K a l t e n s t e i n  

beschlossen: 

 

Der Antrag des Klägers, ihm für das Verfahren der Beschwerde gegen die 

Nichtzulassung der Revision im Urteil des Hessischen Landessozialgerichts 

vom 30. November 2015 Prozesskostenhilfe zu bewilligen und ihm einen 

Fachanwalt für Sozialrecht beizuordnen, wird abgelehnt. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Mit Urteil vom 30.11.2015 hat das Hessische Landessozialgericht (LSG) einen Anspruch des 

Klägers auf höhere Altersrente unter Anrechnung einer weiteren Beitragszeit von Januar 2006 

bis Mai 2011 und Feststellung eines früheren Rentenbeginns am 19.10.2013 verneint. Gegen 

die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil richtet sich der Kläger mit seinem Antrag auf 

Bewilligung von Prozesskostenhilfe (PKH) unter Beiordnung eines Fachanwalts für Sozialrecht, 

den er nicht begründet hat. 

 

 

II 

 

Der Antrag des Klägers auf Bewilligung von PKH ist abzulehnen. 

 

Nach § 73a Abs 1 S 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG) iVm § 114 Abs 1 S 1 Zivilprozessordnung 

(ZPO) kann einem Beteiligten für das Verfahren vor dem Bundessozialgericht (BSG) nur dann 

PKH bewilligt werden, wenn die beabsichtigte Rechtsverfolgung hinreichende Aussicht auf 

Erfolg bietet. Das ist hier nicht der Fall. 

 

Gemäß § 160 Abs 2 SGG ist die Revision nur zuzulassen, wenn die Rechtssache grundsätz-

liche Bedeutung hat (Nr 1), das Urteil des LSG von einer Entscheidung des BSG, des Gemein-

samen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes oder des Bundesverfassungsgerichts ab-

weicht und auf dieser Abweichung beruht (Nr 2) oder wenn ein Verfahrensmangel geltend ge-

macht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann (Nr 3). Ein solcher Zulas-

sungsgrund ist nach summarischer Prüfung des Streitstoffs nicht ersichtlich. 

 

Es ist weder erkennbar, dass ein zugelassener Prozessbevollmächtigter (§ 73 Abs 4 SGG) eine 

grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG) noch eine Divergenz 

(§ 160 Abs 2 Nr 2 SGG) oder einen Verfahrensmangel des LSG, der gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 

SGG zur Zulassung der Revision führen könnte, mit Erfolg geltend machen könnte. Ausweislich 

der Sitzungsniederschrift vom 30.11.2015 ist der Kläger im Termin zur Verhandlung und Ent-

scheidung vor dem LSG persönlich anwesend gewesen und hat Gelegenheit gehabt, sich zur 

Sache zu äußern. 

 

Da dem Kläger PKH nicht zusteht, hat er auch keinen Anspruch auf Beiordnung eines Fach-

anwalts für Sozialrecht (§ 121 ZPO). 
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